
der Pflichten durch die Bürger Demokratie nicht zu ver­
wirklichen ist.

Aufgaben der Rechtswissenschaft
Die gegenwärtige Entwicklungsetappe unseres Staates 
und die Beschlüsse des XXV. Parteitages der KPdSU 
stellen neue Anforderungen an die Rechtswissenschaft, 
für deren Erfüllung eine entschiedene Veränderung in 
der Organisation und in den Formen der Arbeit notwen­
dig ist.
Für die Wissenschaftler des Unionsforschungsinstituts 
für Sowjetgesetzgebung werden in den nächsten Jahren 
z. B. folgende Aufgaben die wichtigsten sein: Teilnahme 
an der Fertigstellung der Sammlung der geltenden ge­
setzlichen Bestimmungen, Schaffung eines wissenschaft­
lichen Informationszentrums für die geltenden gesetz­
lichen Bestimmungen, Ausarbeitung der mit der Her­
ausgabe des Gesetzbuchs des Sowjetstaates zusammen­
hängenden Probleme, Mitwirkung an der Vorbereitung 
von Gesetzentwürfen und Weiterführung anderer wis­
senschaftlich-theoretischer Forschungen auf dem Gebiet 
der Gesetzgebung. An dieser Arbeit werden natürlich 
die Wissenschaftler des Instituts für Staat und Recht der 
Akademie der Wissenschaften der UdSSR sowie des 
Unionsforschungsinstituts für die Untersuchung der Ur­
sachen der Kriminalität und die Ausarbeitung von Maß­
nahmen zur Kriminalitätsvorbeugung teilnehmen.
Eine aktuelle Aufgabe für die wissenschaftlichen Mit­
arbeiter und Sachverständigen des Unionsforschungsin­
stituts für Gerichtsexpertisen ist die Ausarbeitung neuer 
Methodiken zur Durchführung von Sachverständigen­
untersuchungen unter Anwendung der neuesten Er­
kenntnisse von Wissenschaft und Technik und ihre 
rasche Einführung in die Praxis.
Die Mitarbeiter aus der Praxis erwarten von den 
Rechtswissenschaftlern neue Untersuchungen zu Proble­
men der Effektivität der Gesetzgebung, die Vorberei­
tung wissenschaftlich-praktischer Kommentare zur Ge- 
setzgebungs-, Gerichts- und Vertragsgerichtspraxis sowie 
die Einführung wissenschaftlicher Empfehlungen in die 
praktische Tätigkeit der Justizorgane und der Ge­
richte.

Anforderungen an die Arbeit mit den Kadern
Die Kaderarbeit bleibt nach wie vor das wichtigste Mit­
tel zur Vervollkommnung der gesamten Tätigkeit der 
Justizorgane.
Ein wichtiger Schritt in der Verbesserung der Kaderar­
beit war die Schaffung des Unionsinstituts für die Wei­

terbildung der Mitarbeiter der Justiz und die Organisie­
rung von ständigen Weiterbildungslehrgängen in den 
Republiken, die bereits von ca. 25 000 Leitern und Spe­
zialisten besucht wurden.
In der bevorstehenden Periode muß der Weiterbildung 
und der Ausbildung der neu gewählten Volksrichter 
besondere Aufmerksamkeit geschenkt werden.
In den letzten Jahren wurden an neun Universitä­
ten juristische Fakultäten geschaffen. Zur Zeit erfolgt 
die Ausbildung von Juristen an vier juristischen Insti­
tuten und 40 juristischen Fakultäten von Universitäten. 
Die Absolventenzahl bei Juristen betrug im Jahre 1975 
etwa 13 000 gegenüber 7 900 im Jahre 1970; sie erhöhte 
sich also um das l,6fache. Stark erweitert wurde die 
Ausbildung der Juristen im Direktstudium.
Der XXV. Parteitag wies darauf hin, daß es notwendig 
ist, die Kaderarbeit mit allen Mitteln zu verbessern, die 
Qualifikation der Kader ständig zu erhöhen und die 
Organisation und den Stil unserer Arbeit zu vervoll­
kommnen.
Daraus ergeben sich höhere Anforderungen an die Ka­
der, in erster Linie an die Leiter: die Entfaltung einer 
sachlichen, prinzipiellen Kritik und Selbstkritik, die 
Entwicklung der Initiative der Mitarbeiter, eine durch­
dachte und genaue Planung, die Fähigkeit, die Haupt­
probleme auszuwählen und sie zu Ende zu führen, und 
natürlich die unbedingte Erfüllung der festgelegten 
Pläne.

•
Für die erfolgreiche Lösung der vor den Justizorganen 
und den Gerichten stehenden Aufgaben ist eine enge 
Koordinierung ihrer Tätigkeit mit den Organen der 
Staatsanwaltschaft, dem Ministerium des Innern und 
anderen Staatsorganen und gesellschaftlichen Organisa­
tionen notwendig.
Einen großen Aufschwung gab den Mitarbeitern der 
Justiz und der Gerichte die hohe Wertung, die ihre 
schwere und ehrenvolle Arbeit zur Festigung der Ge­
setzlichkeit und Rechtsordnung durch Genossen 
L. I. Breshnew im Rechenschaftsbericht des Zentralko­
mitees der KPdSU an den XXV. Parteitag erfuhr. Diese 
Würdigung verpflichtet uns, all unsere Kräfte und 
Kenntnisse für die erfolgreiche Erfüllung der Partei­
tagsbeschlüsse einzusetzen.

(Aus Sozialistitscheskaja sakonnost 1976, Heft 6, S. 3 ff.
Geringfügig gekürzte Übersetzung von Ilse Zimmer­
mann und Renate Fromntert, Akademie für Staats- und 
Rechtswissenschaft der DDR. Zwischenüberschriften von 
der Redaktion.)

Zur Diskussion

Dr. WOLFGANG RÖSSGER, wiss. Oberassistent an der Sektion Rechtswissenschaft der Karl-Marx-Üniversität Leipzig 
JOACHIM TROCH, Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Leipzig

Zur Rücknahme des Strafantrags bei Antragsdelikten
Nach § 2 StGB findet bei einigen Straftaten eine Straf­
verfolgung nur auf Antrag des Geschädigten statt. Es 
handelt sich dabei überwiegend um Vergehen mit ge­
ringer Tatschwere, die die persönliche Sphäre des Ge­
schädigten betreffen: seine körperliche Integrität, seine 
Eigentümerbefugnisse, seine familiären Verhältnisse. 
Der Strafantrag setzt eine verantwortungsbewußte 
Entscheidung des Geschädigten voraus, denn dieser hat 
die Wahl zwischen einer gewissen Toleranz gegenüber 
dem Rechtsverletzer bzw. der Lösung eines Konflikts 
ohne gesellschaftliche Hilfe einerseits und der Ingang-
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Setzung eines Strafverfahrens andererseits. Die Sicher- 
heits- und Justizorgane haben deshalb die Aufgabe, 
den Geschädigten gemäß § 17 StPO ausführlich auf 
alle mit dem Strafantrag verbundenen Konsequenzen 
hinzuweisen./l/
Natürlich kann der Geschädigte nach der Einleitung 
des Ermittlungsverfahrens aus den verschiedensten 
Gründen das Interesse an der weiteren Strafverfolgung

/II Vgl. H. Luther und J. Schlegel, „Zur Belehrung des Ge­
schädigten über die Notwendigkeit des Antrags aul Strafver­
folgung“, NJ 1973 S. 324 f.


